
Anlage 4 

 

Gemeinde Braunsbach 
Gemarkung Arnsdorf 

 

 

Bebauungsplan 

und örtliche Bauvorschriften  
"Solarpark Stöckich, Wasenäcker & 
Heimatwiesen, Brunnenfüßle“ 
 
 
 

Begründung 
Vorentwurf für die frühzeitige Beteiligung 
 
Stand: 22.04.2026  
 
 

 

 

 

 

 
 

Adenauerplatz 4 
71522 Backnang 
Tel.: 07191 73529-0 
info@roosplan.de 
www.roosplan.de 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Projektbearbeitung:  Andreas Gutscher, B. Sc. Stadt- und Raumplanung 

    Dipl.-Ing. (FH) Jochen Roos, Freier Landschaftsarchitekt, bdla 

Projektnummer:  26.010 



INHALT SEITE 
 
 

I Begründung zum Bebauungsplan ....................................................................................... 1 

I.1 Ziel und Zweck der Planung ............................................................................................1 
I.2 Anlass und Bedarf der Planung.......................................................................................2 
I.3 Plangebiete .....................................................................................................................2 
I.3.1 Übergeordnete Planung .................................................................................................3 
I.5 Städtebauliche Zielvorstellungen ...................................................................................6 
I.6 Verfahrensart .................................................................................................................6 
I.7 Festsetzungen des Bebauungsplans ...............................................................................7 
I.7.1 Planungsrechtliche Festsetzungen .................................................................................7 
I.7.2 Örtliche Bauvorschriften ................................................................................................8 
I.8 Bodenordnung ................................................................................................................8 
I.9 Erschließung, Ver- und Entsorgung ................................................................................8 
I.10 Umweltverträglichkeit ....................................................................................................8 

 



 

roosplan     26.010 Braunsbach – B-Plan „Solarpark Stöckich, Wasenäcker & Heimatwiesen, Brunnenfüßle“ Begründung  1 

I Begründung zum Bebauungsplan 

 

I.1 Ziel und Zweck der Planung 

Die Gemeinde Braunsbach ist wie andere Gemeinden in Baden-Württemberg gehalten, den 
Ausbau erneuerbarer Energien zu unterstützen und damit einen Beitrag zur Energiewende zu 
leisten. Mit der Aufstellung des Bebauungsplans sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Entwicklung von Freiflächenphotovoltaikanlagen auf Flächen der 
Gemarkung Arnsdorf geschaffen werden. Parallel sind auch in benachbarten Gemeinden 
weitere Solarparkflächen entlang der Autobahn A6 und entlang von Bahnanlagen vorgesehen, 
sodass ein zusammenhängender Entwicklungsraum für die Nutzung regenerativer Energien 
entsteht. Der Bebauungsplan ist aufgrund der Größe, Anzahl und räumlichen Trennung der 
Flächen in zwei Planteile gegliedert. Die Bereiche des Planteils 1 befinden sich auf 
landwirtschaftlich geprägten Flächen nördlich der Bundesautobahn A6 in den Gewannen 
Stöckich und Wasenäcker. Die Bereiche des Planteils 2 liegen sowohl nördlich als auch südlich 
der Autobahn A6 in den Gewannen Heimatwiesen und Brunnenfüßle und sind ebenfalls 
ausschließlich landwirtschaftlich genutzt. Sämtliche überplanten Flächen befinden sich auf der 
Gemarkung Arnsdorf. Alle Flächen befinden sich gemäß § 35 BauGB zu großen Teilen innerhalb 
des privilegierten Bereichs entlang der Bundesautobahn. In diesen Bereichen wäre die 
Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen grundsätzlich auch ohne die Aufstellung eines 
Bebauungsplans möglich. Da die beabsichtigte Entwicklung jedoch über die privilegierten 
Flächenanteile hinausgeht und mehrere räumlich voneinander getrennte Teilflächen in ein 
gesamtheitliches Planungskonzept einbezogen werden sollen, ist zur Sicherung einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. 
Hierdurch wird zugleich gewährleistet, dass die Stellungnahmen der Träger öffentlicher 
Belange sowie der Öffentlichkeit im Rahmen eines ordnungsgemäßen Verfahrens umfassend 
berücksichtigt werden und die planerischen Steuerungsmöglichkeiten bei der Gemeinde 
verbleiben. Die Ausweisung einer Fläche für ein Umspannwerk ist auf der Gemarkung 
Braunsbach nicht vorgesehen. Die zur Netzeinspeisung des erzeugten Stroms gegebenenfalls 
erforderliche Umspanninfrastruktur soll auf Flächen der Nachbargemeinden Untermünkheim 
oder Kupferzell hergestellt werden. Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung auf 
Gemarkung Braunsbach ist daher ausschließlich die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen. 
 
Ziel der Planung ist es, die Nutzung geeigneter Flächen auf der Gemarkung Arnsdorf zur 
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie zu ermöglichen und damit einen weiteren 
Beitrag zum Ausbau regenerativer Energien zu leisten. Die für die Planung vorgesehenen 
Flächen umfassen insgesamt ca. 34,96 ha. Mit der vorgesehenen Entwicklung könnte Strom 
für ungefähr 10.000 Haushalte erzeugt werden. Vorgesehen ist die Errichtung von 
Freiflächenphotovoltaikanlagen mit fest installierten Modultischsystemen, bei denen die 
Module in einem festen Neigungswinkel ausgerichtet werden. Durch die technische 
Ausgestaltung der Anlagen sowie die Materialeigenschaften der verwendeten Module können 
mögliche Blendwirkungen auf die Umgebung auf ein vertretbares Maß begrenzt werden. 
Neben der Funktion der Stromerzeugung sollen die Flächen des Solarparks auch ökologisch 
aufgewertet werden. Durch entsprechende grünordnerische Festsetzungen kann auf den 
Flächen unter und zwischen den Modulen eine standortgerechte, artenreiche Vegetation 
entwickelt werden. Die Einsaat mit gebietsheimischen Wiesenmischungen und eine 
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angepasste Pflege tragen dazu bei, Lebensräume für verschiedene Tier- und Pflanzenarten zu 
schaffen und die biologische Vielfalt im Plangebiet zu fördern. Damit verbindet die Planung 
die Erzeugung erneuerbarer Energie mit einer ökologisch verträglichen Flächenentwicklung. 
 
 
I.2 Anlass und Bedarf der Planung 

Im Zuge der Energiewende ist der verstärkte Einsatz regenerativer Energiegewinnung ein 
gewichtiges nationales und internationales politisches Ziel. Die Landesregierung Baden-
Württemberg hat 2011 beschlossen, dass das Land seine Anstrengungen in Bezug auf 
„erneuerbare Energie“ verstärken muss und so zur führenden Energie- und Klimaschutzregion 
werden soll. Durch das hohe Potenzial der solaren Strahlung sind Photovoltaikanlagen ein 
zentraler Bestandteil, um auf eine regenerative Energieversorgung umzustellen. Das Land 
Baden-Württemberg sieht vor, bis 2050 etwa 80 % seines Stroms durch erneuerbare Energien 
zu generieren. Die Bundesregierung hat beschlossen, dieses Ziel bereits 2030 erreichen zu 
wollen. Die Kommunen sind also angehalten, Projekte und Planungen zu unterstützen, die mit 
dem geplanten Ausbau regenerativer Energien in Verbindung stehen, um das geplante Ziel der 
Landes- und Bundesregierung einzuhalten.  
 
Die Flächen des Plangebiets auf der Gemarkung Arnsdorf liegen nicht innerhalb 
benachteiligter Gebiete für die Landwirtschaft. Eine entsprechende Einstufung besteht für die 
Gemarkung Arnsdorf nicht. 
 
Die Flächen für den Solarpark werden nicht vollständig versiegelt, jedoch werden sie der 
landwirtschaftlichen Nutzung für Lebensmittel- und Futterproduktion sowie 
Energiepflanzenerzeugung entzogen. Als extensive Wiese oder Weide bleibt die Fläche unter 
und zwischen den Solarmodulen nach wie vor in eingeschränktem Umfang für die 
landwirtschaftliche Nutzung erhalten. Die Belange der Landwirtschaft werden so teilweise 
berücksichtigt. Anders verhält es sich bei der Fläche für das Umspannwerk, hier scheiden die 
Flächen für die Landwirtschaft aus. 
 
Bei der Abwägung der unterschiedlichen Belange zwischen Energieerzeugung und Land- sowie 
Forstwirtschaft ist § 2 EEG sowie § 22 KlimaG BW im Abwägungsprozess zu berücksichtigen 
und entsprechend anzuwenden. Hier wird geregelt, dass Maßnahmen, die der Errichtung und 
dem Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien 
und der dazugehörigen Nebenanlagen dienen, in einem überragenden öffentlichen Interesse 
liegen. 
 
 
 
I.3 Plangebiet 

Planteil 1 und 2 
Das Plangebiet für die Freiflächensolaranlagen umfasst die Flurstücke mit der Nummer 356; 
345; 342; 325 und 301 der Gemarkung Arnsdorf. Die Flächen der Solaranlagen haben eine 
Gesamtgröße von ca. 34,96 ha. Sie liegen entlang der bestehenden Autobahn 6 und im 
Gewann Wasenäcker direkt am westlichen Siedlungsrand des Ortsteils Herdtlingshagen 
(Planteil 1); und im Gewann Heimatwiesen ca. 400 m (Planteil 2) entfernt zwischen den 
Ortsteilen Herdtlingshagen und Rückertsbronn.  
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Planteil 1: 
Flst.-Nr. 356, es grenzen folgende Nutzungen direkt an: 
im Norden:  Kreisstraße 2558 
im Osten:  Wald 
im Süden:  Autobahn 6 
im Westen:  Feldweg, Landwirtschaftliche Flächen 
 
Flst.-Nr. 345, es grenzen folgende Nutzungen direkt an: 
im Norden:  Kreisstraße 2558 
im Osten:  Feldweg, Landwirtschaftliche Flächen 
im Süden:  Autobahn 6 
im Westen:  Wald 
 
Flst.-Nr. 342, es grenzen folgende Nutzungen direkt an: 
im Norden:  Landwirtschaftliche Flächen 
im Osten:  Siedlungskörper „Herdtlingshagen 
im Süden:  Autobahn 6 
im Westen:  Feldweg, Landwirtschaftliche Flächen 
 
 
Planteil 2: 
Flst.-Nr. 325, es grenzen folgende Nutzungen direkt an: 
im Norden:  Verkehrsfläche „Eichwaldweg“  
im Osten:  Landwirtschaftliche Flächen 
im Süden:  Autobahn 6 
im Westen:  Landwirtschaftliche Flächen 
 
Flst.-Nr. 301, es grenzen folgende Nutzungen direkt an: 
im Norden:  Autobahn 6 
im Osten:  Landwirtschaftliche Flächen 
im Süden:  Autobahn 6 
im Westen:  Kreisstraße 2558 
 
 
 
I.3.1 Übergeordnete Planung 

Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg (2002) 
Der Landesentwicklungsplan (LEP) ist eine Verordnung der Landesregierung und Grundlage 
bzw. Wegweiser für die räumliche Entwicklung des gesamten Bundeslands. Hier sind 
Zielsetzungen zum Erhalt und Schutz der natürlichen Lebensgrundlage, die Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes als Wirtschafts- und Wohnstandort sowie der Erhalt der 
Primärfunktionen von Land- und Forstwirtschaft enthalten.  
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Regionalplan Heilbronn-Franken (2006) 
Aus dem LEP ist die Regionalplanung abgeleitet, welche als Konkretisierung der Raumordnung 
dient. Hier werden die inhaltlichen Anforderungen aus der gesamtstaatlichen Planung (LEP) 
auf die einzelnen Regionen angewendet und durch Grundsätze und Ziele gesichert. 
 
Planteil 1: 
Die Flächen liegen im Regionalplan Heilbronn-Franken in einem Bereich, der keine 
ausgewiesenen Nutzungen hat. Es ist der Ausbau der Bundesautobahn dargestellt. Entlang der 
Flächen wird ebenfalls eine Trasse für Hochspannungsfreileitungen dargestellt.  
 

 
Abb. 1:  Auszug aus dem Regionalplan Heilbronn -Franken, Planteil 1: Plangebiet blau umkreist 

 
 
 
Planteil 2: 
Der Regionalplan Heilbronn-Franken weist im Bereich des Flst.-Nr. 325 Gebiet für die 
Landwirtschaft (PS 3.2.3.3) aus. Die Fläche des Flst.-Nr. 301 liegt vollumfänglich im regionalen 
Grünzug (PS 3.1.1) 
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Abb. 2:  Auszug aus dem Regionalplan Heilbronn -Franken, Planteil 2: Plangebiet blau umkreist 

 
 
Flächennutzungsplan 
 
Planteil 1: 
Im Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands „Braunsbach-Untermünkheim“ 
sind die Plangebiete als landwirtschaftliche Flächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB) dargestellt. 
 

 
Abb. 4:  Auszug aus dem Flächennutzungsplan „Braunsbach-Untermünkheim“, Planteil 1: Plangebiete blau umkreist 
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Planteil 2: 
Im Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands „Braunsbach-Untermünkheim“ 
sind die Plangebiete als landwirtschaftliche Flächen dargestellt. 
 

 
Abb. 4:  Auszug aus dem Flächennutzungsplan „Braunsbach-Untermünkheim“, Planteil 2: Plangebiete blau umkreist 

 
 
 
I.5 Städtebauliche Zielvorstellungen 

Ziel der Planung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen zu schaffen. Mit den Flächen könnte eine geplante Leistung 
von 35 MW an elektrischem Strom erzeugt werden. Zusätzlich wird das Einfügen in das 
Landschaftsbild und die Integration in den Biotopverbund mit entsprechenden 
grünordenerischen Festsetzungen angestrebt. 
 
 
 
I.6 Verfahrensart 

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. Da es sich um einen nicht aus dem 
Flächennutzungsplan (FNP) entwickelten Bebauungsplan handelt, ist die Änderung des FNP im 
Parallelverfahren durchzuführen. Bei Satzungsbeschluss des Bebauungsplans vor Abschluss 
des FNP-Änderungsverfahrens, ist der Bebauungsplan ggf. zur Genehmigung vorzulegen, um 
dessen Rechtskraft zu erlangen. 
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I.7 Festsetzungen des Bebauungsplans 

I.7.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

Art der baulichen Nutzung 
Die Flächen werden als Sondergebiet (§ 11 Abs. 2 BauNVO) für Photovoltaikanlagen 
festgesetzt. Die Errichtung von Photovoltaikanlagen sowie die für deren Betrieb notwendigen 
Nebengebäude und Leitungsbau sind zulässig. 
 
 
Maß der baulichen Nutzung 
Zur planungsrechtlichen Steuerung der zulässigen Anlagen und zur landschaftlichen 
Einbindung sind die überbaubare Fläche sowie die maximale Anlagenhöhe auf 3,5 m 
festgesetzt. 
 
Es ist eine Grundflächenzahl gemäß § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. §§ 17 und 19 BauNVO im 
Sondergebiet von 0,8 festgesetzt. Im Gegensatz zu herkömmlichen Bebauungsplänen bildet 
die Grundflächenzahl bei Bebauungsplänen für Solarparks nicht den maximal möglichen 
Versiegelungsgrad des Grundstücks ab, sondern beschreibt die von den Solarmodulen 
überschirmte Fläche in senkrechter Projektion auf den Boden. Die tatsächliche Versiegelung 
durch Betonfundamente für Einfriedung, Masten und Technikstationen, durch offene 
Stahlprofile der Rammpfosten und Nebenanlagen, liegt voraussichtlich bei deutlich unter 
einem Prozent der Geltungsbereichsfläche. 
 
 
Überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im planzeichnerischen Teil durch Baugrenzen 
festgesetzt. Sie stellen die Flächen dar, welche mit den Solarmodulen und dazugehörigen 
Nebenanlagen überbaut werden dürfen. Der Abstand der Baugrenzen zur Grundstücksgrenze 
beträgt 3,0 m, somit lässt sich ein ausreichender Abstand mit den Modultischen zu 
Grundstücksgrenzen und den angrenzenden anderen Nutzungen sicherstellen. 
 
 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden und Natur 
Mit dem Ausschluss einer dauerhaften nächtlichen Beleuchtung des Solarparks, kann 
sichergestellt werden, dass naturschutzrechtliche Belange berücksichtigt werden, die sich aus 
der Nähe zur offenen Landschaft ergeben, in Bezug auf Arten die empfindlich auf 
Lichtstrahlung reagieren. Ebenso ist auf Düngung und den Einsatz von chemischen 
Pflanzenschutzmitteln zu verzichten, um die Artenvielfalt auf der entstehenden Wiese nicht 
zu gefährden.  
 
Die Verwendung von reflexionsarmen Solarmodulen soll sicherstellen, dass die umliegende 
freie Landschaft durch den Solarpark nicht beeinträchtigt wird. Es soll zudem sichergestellt 
werden, dass auch durch die Modultische selbst keine Blendeffekte auftreten.  
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Festsetzungen zum Anpflanzen von Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
Um das geregelte Versickern und Abführen des Niederschlagswassers und die Förderung der 
Biodiversität zu gewährleisten, sind grünordnerische Festsetzungen im Bebauungsplan 
getroffen. So wird zwischen den einzelnen Modulreihen und den nichtüberbaubaren Flächen 
die Entwicklung einer gebietsheimischen, artenreichen Wiese vorgesehen, die als zusätzliche 
Nahrungsgrundlage für Insekten und damit letztlich auch für Vogelarten im Umfeld dient.  
 
 
Zeitliche Befristung 
Die Befristung dient dazu, den Solarpark sowie die Flächen für das Umspannwerk bei einer 
Nichtnutzung von mehr als 12 Monaten, zurückbauen zu lassen. Die Rückbaupflicht regelt 
zudem, dass alle errichteten Anlagen im Zuge des Betriebs des Solarparks rückstandslos 
zurückgebaut werden müssen und die Fläche somit ihrer ursprünglichen landwirtschaftlichen 
Nutzung wieder zur Verfügung gestellt werden kann. Die bestehenden grünordnerischen 
Festsetzungen hinsichtlich der Wiesenentwicklung sind dabei zu berücksichtigen. 
 
 
 
I.7.2 Örtliche Bauvorschriften 

Einfriedungen 
Die Festsetzung regelt, wie der Solarpark eingefriedet werden darf. So ist eine maximale Höhe 
von 2,5 m für tote Einfriedungen festgesetzt, um das unbefugte Betreten der Modulfläche zu 
verhindern. Mit einem Mindestabstand der Einfriedung zum Boden soll gesichert werden, 
dass Kleinsäuger und Amphibien weiterhin die Flächen ohne Barrieren als Lebensraum nutzen 
können. 
 
 
 

I.8 Bodenordnung 

Die Flurstücke innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich zum Großteil in privatem 
Eigentum.  
 
 
 
I.9 Erschließung, Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung ist durch Anschluss an die bestehende örtliche Infrastruktur 
sicherzustellen. Dies gilt insbesondere für die Anbindung an das Stromnetz, welche durch 
einen Anschluss an das örtliche Mittelspannungsnetz hergestellt werden soll.  
 
 
 

I.10 Umweltverträglichkeit 

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB werden gemäß § 2 
Abs. 4 BauGB im Rahmen einer Umweltprüfung untersucht und dokumentiert. Der 
Umweltbericht wird im Verlauf des Verfahrens ausgearbeitet und den 
Bebauungsplanunterlagen beigelegt.  


